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Manche AG’s oder GmbH’s nehmen es 
mit der Einhaltung von Vorschriften mit 
formellen Inhalten nicht allzu genau, z.B. 
mit Artikel 699 Abs. 2 OR, wonach die Ge-
neralversammlung einer AG (und analog 
einer GmbH) innerhalb von sechs Mona-
ten nach Schluss des Geschäftsjahres 
durchgeführt werden muss. Diese Vor-
schrift wurde bisher in der Praxis mehr-
heitlich als Ordnungsvorschrift aufgefasst. 

Oftmals werden Verwaltungsrat (und Re-
visionsstelle) für die Dauer eines Jahres 
gewählt und meist fällt der Schluss des 
Geschäftsjahres auf den 31. Dezember. 
Manchmal wird auch schlicht und einfach 
vergessen, einen Verwaltungsrat oder die 
Revisionsstelle an der GV in ihren Ämtern 
formell zu bestätigen. Verlängert sich de-
ren Mandate dann stillschweigend bis zur 
nächsten Generalversammlung?

Wie verhält es sich, wenn die Revisions-
stelle den Jahresabschluss per 31.12. z.B. 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag 
prüft und der Verwaltungsrat die General-
versammlung nach zehn Monaten einbe-
ruft? Hatte dann die Amtsdauer des Ver-
waltungsrates (und der Revisionsstelle) 
am 30.6. bereits geendet und hätte ein 
Verwaltungsrat, der nicht mehr im Amt ge-
wesen war, die Generalversammlung ein-
berufen? Und hätte eine sich nicht mehr 
im Amt befindliche Revisionsstelle die 
Jahresrechnung geprüft?

Das Bundesgericht hat nun in einem Ent-
scheid vom 3.12.2021 (BGer 4A_496/2021) 
in seiner Weisheit folgendes gefunden: 
«3.5. Zusammenfassend ist ... festzuhal-
ten: Das Amt des Verwaltungsrates endet 
mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Schluss des betreffenden Geschäftsjah-

res, wenn keine Generalversammlung 
nach Art. 699 Abs. 2 OR durchgeführt 
oder die Wahl nicht traktandiert wurde.»

Die Folge wäre, dass es in der vorgenann-
ten Konstellation ab dem 1. Juli keinen Ver-
waltungsrat gibt. Die Gesellschaft leidet 
damit an einem Organisationsmangel. Ein 
Aktionär, Gläubiger oder der Handelsregis-
terführer könnten diesfalls dem Richter 
nach Artikel 731b OR beantragen, die er-
forderlichen Massnahmen zu ergreifen. 
Möglich wäre, dass der Richter u.a. der 
Gesellschaft die Auflösung androht oder 
das fehlende Organ ersetzt. Welche zivil-
rechtlichen Folgen sich aus den Handlun-
gen eines sich nicht mehr im Amt befindli-
chen Verwaltungsrates ergeben, müssen 
wir hier offenlassen. Allenfalls klärt diese 
Frage das Bundesgericht in einem nächs-
ten Urteil.

Es empfiehlt sich jedenfalls, die kurze 
sechsmonatige Frist nach Artikel 699 OR 
zur Durchführung der Generalversamm-
lung einzuhalten und dies bei der Jahres-
planung im Voraus zu berücksichtigen, 
vor allem wenn die Gesellschaft noch 
Stockwerkeigentum besitzt und die Stock-
werkeigentümer ihre Versammlung erst 
noch durchführen müssen. Im KMU-Be-
reich finden oftmals Universalversamm-
lungen aller Aktionäre statt, wofür in ei-
nem solchen Fall die Einhaltung der für die 
Einberufung erforderlichen Formvorschrif-
ten nicht nötig wäre.

Wir wünschen Ihnen eine lichtvolle Ad-
ventszeit, ein schönes Weihnachtsfest 
und ein erfolgreiches und gesundes neues 
Jahr.

Ihre Merki Treuhand AG
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«Vermeiden Sie Organisationsmängel in Ihrer 
Gesellschaft»

Lohnabzüge/AHV-Renten 2023

Die AHV/IV-Renten werden per 1. Januar 2023 der aktuellen Preis- und Lohn-
entwicklung angepasst und um 2.5% erhöht. Diese Anpassung hat auch Aus-
wirkungen auf die obligatorische Vorsorge. Gleichzeitig fällt bei der Arbeitslo-
senversicherung der Solidaritätsbeitrag von 1% weg. Die Mindestbeiträge der 
Selbständigerwerbenden und der Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO betragen 
CHF 514 pro Jahr, der Beitrag für die freiwillige AHV/IV CHF 980. 

Einen Überblick über die im Jahr 2023 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert die 
folgende Aufstellung:

 

            2022  2023
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO      10.60% 10.60%
ALV bis CHF 148'200         2.2%  2.2%
Total       12.80% 12.80%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148'201                      1%      0%

Arbeitnehmerbeiträge         6.4%     6.4%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148‘201        0.5%  0%

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat       12‘350 12‘350
pro Jahr      148‘200 148‘200

Beitragsfreier Lohn für 64-/65jährige:
pro Monat          1‘400 1‘400
pro Jahr        16‘800 16‘800  

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn     86‘040 88‘200
Koordinationsabzug       25‘095 25‘725
Max. koordinierter BVG-Lohn      60‘945 62‘475
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn   21‘510 22‘050
Min. koordinierter BVG-Lohn         3‘585 3‘675

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zur 2. Säule       6‘883 7‘056
Selbständigerwerbende ohne 2. Säule     34‘416 35‘280
bzw. max. 20% des Erwerbseinkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente        1‘195 1‘225
Maximale einfache AHV-Rente        2‘390  2‘450 
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten       1‘793 1‘838
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten     3‘585 3‘675

*Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus, kann der Bezug der Altersleistung  
  der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-       
  mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.
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Der 27. Juni 2024 war ein bittersüsser 
Tag, an dem wir Dich liebe Jeannette, 
nach über 17 Jahren in den wohlver-
dienten Ruhestand verabschieden durf-
ten. Du bist eine aussergewöhnliche 
Persönlichkeit, die über viele Jahre hin-
weg nicht nur unser Unternehmen, son-
dern auch das Leben vieler Menschen 
bereichert hat.

Seit Du am 21. März 2007 die Merki Treu-
hand AG gegründet hast, hast Du nicht nur 
unser Unternehmen geprägt, sondern 
auch das Leben vieler Menschen berei-
chert. Deine Leidenschaft, Dein Elan und 
vor allem Deine exzellenten Fachkenntnis-
se haben uns und unsere Kunden stets in-
spiriert.

Durch Deine Leidenschaft und Dein Enga-
gement hast Du die Merki Treuhand AG für 
viele zur ersten Adresse in Baden gemacht. 
Dein tiefes Fachwissen und Deine Fähig-
keit, komplexe Sachverhalte verständlich 
zu erklären, haben unseren Kunden stets 
das Gefühl gegeben, in besten Händen zu 
sein. Du warst nicht nur eine kompetente 
Beraterin, sondern auch eine vertrauens-
volle Partnerin für viele Unternehmen und 
Privatpersonen

Ein besonderes Merkmal von Dir ist Dein 
weitreichendes Beziehungsnetz. Durch 
Deine offene Art und Dein ehrliches Inter-
esse an den Menschen konntest Du enge 
Beziehungen aufbauen, die weit über ge-
schäftliche Kontakte hinausgingen. Deine 
Kunden schätzten nicht nur Deine fachliche 
Expertise, sondern auch Deine Mensch-
lichkeit und Empathie. Du warst immer be-
reit zuzuhören und Lösungen zu finden, die

auf die individuellen Bedürfnisse der Klien-
ten zugeschnitten waren.

Es ist schwer vorstellbar, dass wir künftig 
ohne Dich arbeiten werden. Du warst nicht 
nur eine herausragende Vollblut-Unterneh-
merin und grosszügige Arbeitgeberin, son-
dern auch eine liebe Freundin. Dein Lachen 
und deine positive Energie werden uns allen 
fehlen. Die vielen gemeinsamen Momente 
und Gespräche werden immer einen beson-
deren Platz in unseren Herzen haben.

Ich freue mich jedoch zu wissen, dass Du 
einigen wenigen Kunden weiterhin als pri-
vate Beraterin und Verwaltungsrätin zur 
Verfügung stehst. Das zeigt einmal mehr 
Deinen unermüdlichen Einsatz für die 
Menschen um Dich herum und Deine Lei-
denschaft für das, was Du tust.

Jeannette, ich danke Dir von Herzen für al-
les, was Du für uns, für die Merki Treuhand 
und deren Kunden getan hast – für Deine 
Hingabe, Deinen Rat und die schönen Erin-
nerungen, die wir gemeinsam geschaffen 
haben. Ich wünsche Dir für Deinen neuen 
Lebensabschnitt alles Gute und viel Erfolg 
bei all Deinen zukünftigen Herausforderun-
gen.

Mögest Du weiterhin so strahlen wie in all 
den Jahren bei uns!

In Dankbarkeit,

Reto Gribi
Geschäftsführender Partner
der Solidis Gruppe
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Herzlichen Dank Jeannette
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Die Sonntage sind in der Schweiz bezahlte 
Feiertage. Dies gilt schweizweit auch für 
den 1. August (Nationalfeiertag). Der 1. Au-
gust ist der einzige schweizweit zwingend 
bezahlte Feiertag.

Für die übrigen (kantonalen und kommuna-
len) Feiertage gilt es zu unterscheiden zwi-
schen solchen mit Arbeitsverbot und sol-
chen mit bzw. ohne Lohnentschädigung.

Gemäss Artikel 20a des Arbeitsgesetzes 
ist Sonntagsarbeit grundsätzlich unzuläs-
sig. Für Arbeiten an kantonalen Feierta-
gen, die dem Sonntag gleichgesetzt sind, 
benötigen die Betriebe einer arbeitsge-
setzlichen Bewilligung für Sonntagsarbeit 
und eventuell auch einer Polizeierlaubnis 
gemäss kantonalen Ruhetagsgesetzen.

Die Kantone können höchstens weitere 8 
Feiertage (nebst dem 1. August) dem 
Sonntag gleichstellen (Art. 20a Arbeitsge-
setz), mit Arbeitsverbot, vorbehältlich Aus-
nahmebewilligung. Die konkreten Termine 
können je nach Kantonsteil variieren. Diese 
insgesamt 9 Feiertage sind für die im Mo-
natslohn angestellten Personen bezahlt. 
Bei Stundenlöhnern sind die Feiertage 
meist im Lohn kalkuliert.

Fällt ein Feiertag auf einen arbeitsfreien 
Tag (Samstag oder Sonntag), so besteht 
kein Anspruch auf Kompensation. Ge-
meinden und Kantone können über diese 8 
kantonalen Feiertage hinaus zusätzliche 
Feiertage festlegen, an denen gemäss Ru-
hetagsvorschriften nicht gearbeitet wer-
den darf, allerdings grundsätzlich ohne ge-
setzliche Lohnfortzahlungspflicht.

Gesetzliche, den Sonntagen gleichge-
stellte Feiertage sind z.B.:

Im Kanton Zürich: Neujahrstag, Karfrei-
tag, Ostermontag, Tag der Arbeit, Auf-
fahrt, Pfingstmontag, (Bundesfeiertag), 
Weihnachtstag, Stephanstag.

An lokalen zürcherischen Feiertagen wie 
Sechseläuten, Fastnachtsmontag, Kna-
benschiessen oder Berchtoldstag besteht 

ein Anspruch auf einen bezahlten (Halb-)
Tag nur dann, wenn dies vereinbart ist (ge-
mäss Einzelarbeitsvertrag, Personalregle-
ment oder Gesamtarbeitsvertrag).

Im Kanton Schwyz: Neujahrstag, Josefs-
tag, Karfreitag, Auffahrt, Fronleichnam, 
(Bundesfeiertag), Maria Himmelfahrt, Al-
lerheiligen, Weihnachtstag.

Weitere kantonale Feiertage sind im Kan-
ton Schwyz: Dreikönigstag, Ostermontag, 
Pfingstmontag, Maria Empfängnis, Ste-
phanstag. Insgesamt kennt der Kanton 
Schwyz damit 14 gesetzliche kantonale 
Feiertage. Dazu kommen je nach Lokalko-
lorit von den Gemeindeversammlungen 
bezeichnete Feiertage wie z.B. der Mar-
tinstag in der Gemeinde Schwyz (11.11.), 
der heilige St. Sigismund in Muotathal 
(1.5.), der Johannestag in Oberiberg (24.6.), 
der Gallustag in Morschach (16.10.), der 
Meinradstag in Einsiedeln (21.1.) u.a.m.

Fällt ein gesetzlicher Feiertag auf einen 
Sonntag, so geht er für den Arbeitnehmer 
in dem Sinne verloren, als ihn der Arbeitge-
ber nicht mit einem anderen Freitag kom-
pensieren muss, desgleichen, wenn man 
an einem Feiertag krank ist. Fällt ein Feier-
tag allerdings in eine Ferienwoche, so 
kann ihn der Arbeitnehmer später nachho-
len bzw. einziehen.

Zu allem Überfluss kennen die Kantone 
auch noch besonders hohe Feiertage, an 
denen gemäss den kantonalen Ruhetags-
vorschriften verboten sind: z.B. Märkte, 
Tanzveranstaltungen, Betrieb von Spielsa-
lons und (auch Selbstbedienungs-) Auto-
waschanlagen (im Kt. SZ) oder das Hausie-
ren (im Kt. GR).

Kantonal unterschiedlich sind auch die Bus-
senrahmen bei Verstössen gegen die Ruhe-
tagsvorschriften: Bis CHF 40'000 im Kt. ZH 
und SG, bis CHF 50'000 im Kt. SZ, bis CHF 
5'000 Kt. SO, bzw. Haft oder Busse nach 
kantonalem Nebenstrafrecht (AG, TG).

Ist eine solche schweizerische Vielfalt 
noch zeitgemäss?

Bezahlte und arbeitsfreie Feiertage in der Schweiz



Individuelle Besteuerung von Ehepaaren 

Die Besteuerung von Ehepaaren wird po-
litisch seit Jahrzehnten intensiv debat-
tiert. Bis heute werden Ehepaare ge-
meinsam besteuert, was je nach Einkom-
mensaufteilung zwischen den Ehegatten 
zu einer Mehr- oder Minderbelastung ge-
genüber unverheirateten Paaren führen 
kann. 

Jüngste Entwicklungen
	– Im Rahmen der Legislaturplanung 2019 – 

2023 beauftragte eine knappe Mehrheit 
des Parlaments den Bundesrat, eine Ge-
setzesvorlage mit einem Wechsel zu einer 
Individualbesteuerung auszuarbeiten.

	– Während der laufenden Arbeiten an die-
sem Gesetzgebungsprojekt wurde am  
8. September 2022 die Volksinitiative «Für 
eine zivilstandsunabhängige Individualbe-
steuerung (Steuergerechtigkeits-Initiati-
ve)» eingereicht. Diese fordert eine zivil-
standsunabhängige Besteuerung auf 
sämtlichen Staatsebenen.

	– Der Bundesrat empfiehlt die Volksinitiative 
zur Ablehnung, stellt ihr aber das laufende 
Gesetzesprojekt als indirekten Gegenvor-
schlag gegenüber.

	– Am 21. Februar 2024 hat der Bundesrat 
die Botschaft zur Volksinitiative und den 
indirekten Gegenvorschlag verabschiedet. 
Mit dem Wechsel von der Ehepaarbesteu-
erung zur Individualbesteuerung könnten 
die sogenannte Heiratsstrafe abgeschafft 
und positive Erwerbsanreize gesetzt wer-
den. Der Bundesrat empfiehlt die Volksini-
tiative zugunsten des indirekten Gegen-
vorschlags zur Ablehnung. 

Reform der Ehepaar- und Familien-
besteuerung
Bei Ehepaaren werden die beiden Einkom-
men für die Bestimmung der Steuerbelas-
tung zusammengezählt. Bei unverheirate-
ten Personen ist das individuelle Einkom-
men massgebend. Dies führt im 
progressiven Einkommenssteuer-System 
zu Ungleichbehandlungen zwischen verhei-
rateten und unverheirateten Personen. Da-
bei spielt die Einkommensaufteilung zwi-
schen den Eheleuten eine Rolle. Bei unglei-
cher Einkommensaufteilung ist die 

Steuerbelastung eines Ehepaars in vielen 
Fällen niedriger als bei einem unverheirate-
ten Paar in gleichen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen. Ist die Einkommensaufteilung 
hingegen gleichmässig, können bei Ehepaa-
ren auch Mehrbelastungen resultieren.

Mit dem vom Bundesrat vorgeschlage-
nen Bundesgesetz über die Individualbe-
steuerung erfolgt ein Wechsel von der 
gemeinsamen Besteuerung eines Ehe-
paares hin zu einer individuellen Besteue-
rung. Damit kann die zivilstandsneutrale 
Besteuerung erreicht und damit die be-
stehende Ungleichbehandlung von ver-
heirateten und unverheirateten Personen 
beseitigt werden. Der Wechsel zur Indivi-
dualbesteuerung verbessert die Er-
werbsanreize für Zweitverdienerinnen 
und Zweitverdiener bei Ehepaaren, wes-
halb mit positiven Beschäftigungseffek-
ten zu rechnen ist. Das hängt damit zu-
sammen, dass bei einer Aufnahme einer 
zweiten Erwerbstätigkeit oder bei Erhö-
hung des Zweitverdienstes auf das zu-
sätzlich verdiente Einkommen eine gerin-
gere Steuerbelastung anfällt. 

Finanzielle Folgen
Der Bundesrat geht bei der Direkten Bun-
dessteuer bezogen auf das Steuerjahr 2024 
von schätzungsweise rund 1 Milliarde 
Schweizer Franken Mindereinnahmen aus. 
Die Kantone werden die Individualbesteue-
rung im kantonalen Recht ebenfalls umset-
zen müssen. Hier hängen die finanziellen 
Auswirkungen von der Ausgestaltung der 
Reform im kantonalen Recht ab. 

Wenn es dieses Mal mit der Abschaffung 
der steuerlichen Heiratsstrafe nicht 
klappt, dann kann das Thema wohl auf 
sehr lange Zeit vergessen werden. Mit 
zwei Volksinitiativen und einem Gegenvor-
schlag des Bundesrates sollen die Doppel-
verdienerehepaare entlastet werden, die 
heute wegen des progressiven Steuersat-
zes zum Teil deutlich mehr Direkte Bun-
dessteuern bezahlen als gleichgestellte 
Konkubinatspaare.



Nachhaltigkeit in KMU

Seit 1. Januar 2024 gilt für Grossunter-
nehmen in der Schweiz eine Pflicht zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (ESG-
Berichterstattung). Verbraucher wie 
auch Investoren legen vermehrt Wert 
darauf, dass Unternehmen umweltbe-
wusst handeln und soziale Verantwor-
tung übernehmen. Diese Anforderun-
gen sind längst auch in der KMU-Welt 
angekommen. Wer sich als KMU die-
sem Thema annimmt, hat heute die 
Chance, sich als Vorreiter in Sachen 
Nachhaltigkeit zu positionieren. 

Was ist Nachhaltigkeit?
Wer von Nachhaltigkeit redet, denkt oft 
an umweltfreundliches Handeln. Natür-
lich gehören die Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs, die Nutzung erneuerba-
rer Energien, die Vermeidung von Abfall, 
die Verkürzung von Transportwegen 
usw. zu wichtigen Bestandteilen von 
nachhaltigem Handeln. Nachhaltigkeit 
umfasst jedoch noch viel mehr: Men-
schenrechte, fairer Wettbewerb, Trans-
parenz, Gleichberechtigung und faire Ar-
beitsbedingungen gehören ebenso zu 
einer verantwortungsvollen Unterneh-
mensführung. Neben der ökologischen 
und der sozialen Nachhaltigkeit sollte je-
doch auch die ökonomische Nachhaltig-
keit nicht ausser Acht gelassen werden. 
Themen wie Digitalisierung, frühzeitige 
Nachfolgeregelung und erfolgreiche 
Kommunikation können die Attraktivität 
von KMUs ebenfalls erhöhen, und zwar 
nicht nur für Kunden und Partner, son-
dern auch für potenzielle Arbeitnehmer 
und Investoren.

Schritte zur Nachhaltigkeit
Zuallererst ist im Idealfall ein Nachhal-
tigkeits-Team zu bestimmen. Dabei ist 
von Vorteil, wenn alle wesentlichen Ab-
teilungen einer Gesellschaft vertreten 
sind. Wichtig ist, dass von Beginn weg 
Klarheit über die zu erreichenden Ziele 
besteht. Nachhaltigkeitsziele sollen da-
bei realistisch, terminiert und vor allem 

messbar sein. Eine der ersten Tätigkei-
ten des Projektteams wird die Aufnah-
me der IST-Situation sein. Nur wer die 
Auswirkungen seines Handelns auf die 
Umwelt kennt, kann Prioritäten setzen. 
Wo lassen sich schnelle Erfolge erzie-
len? Welches sind die brisanten The-
men? Wo sehen wir eine strategische 
Notwendigkeit für die Umsetzung von 
Massnahmen? Das alles sind Fragen, 
mit denen man sich auseinandersetzen 
muss, bevor ein Massnahmenkatalog 
festgelegt werden kann.

Wie wird die Nachhaltigkeit  
gemessen?
Was eine Wirkung haben soll, muss be-
wertet werden können. Nur wenn Nach-
haltigkeit kontinuierlich gemessen wird, 
können auch rechtzeitig Ziele angepasst 
und notwendige Korrekturmassnah-
men ergriffen werden. Um sich mit 
anderen Unternehmen vergleichen zu 
können, ist ein einheitlicher Massstab 
notwendig. Hierzu kann online auf di-
verse Reporting-Tools zugegriffen wer-
den. Entsprechende Links finden sich 
beispielsweise auf der Homepage des 
KMU-Portals des SECO. 

Fazit
Schweizer KMU sind aktuell noch 
nicht zu einer Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung verpflichtet und auch deren 
Überprüfung durch eine externe Revi-
sionsstelle ist zurzeit noch nicht vor-
geschrieben. Dennoch gewinnt dieses 
Thema auch bei kleinen und mittleren 
Betrieben immer mehr an Bedeutung. 
Nachhaltigkeit in KMU ist mittlerweile 
mehr als nur eine moralische Verpflich-
tung. Zunehmend werden nachhaltige 
Praktiken in die Geschäftsstrategie in-
tegriert um auch wirtschaftlich erfolg-
reicher zu sein. Es macht also durchaus 
Sinn, sich mit dieser Thematik vorzeitig 
auseinanderzusetzen.


